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Iran-Vereinbarung

Die in Genf zwischen den drei euro-
päischen Unterhändlern Großbritan-
nien, Frankreich und Deutschland 
sowie China, Russland und den USA 
(E 3+3) und dem Iran geschlossene 
Interimsvereinbarung ist kein „histo-
rischer Fehler“, wie Israels Premier-
minister Benjamin Netanjahu meinte, 
da die iranische Regierung „dem Be-
sitz der gefährlichsten Waffe der Welt 
entscheidend nähergekommen“ sei. 
Das Gegenteil ist der Fall. 

Die Interimsvereinbarung von 
Genf wird den Iran eher dazu zwin-
gen, sich einen Schritt von der Fähig-
keit zur Herstellung von Atomwaffen 
zu entfernen – falls und wenn Tehe-
ran sich dafür entscheidet. Dies gilt 
für einen Zeitraum von mindestens 
sechs Monaten, und dieser Zeitge-
winn wurde möglich, weil die Verein-
barung zwei wesentliche Wege zum 
Bau einer Atomwaffe blockiert. 

Der erste Weg führt über die An-
reicherung von Uran. Dabei kommt 
das zu 20 Prozent angereicherte Uran 

aus der Anlage Fordo der Waffentaug-
lichkeit von 90 Prozent am nächsten. 
Diese 20-prozentigen Anreicherungs-
prozesse werden durch die Unter-
zeichnung der Vereinbarung durch 
den Iran beendet. Weiter ist Teheran 
dazu aufgerufen, seinen derzeitigen 
Uranbestand zu vernichten. Die Her-
stellung einer auf angereichertem 
Uran basierenden Atomwaffe ist für 
die nächsten sechs Monate also nicht 
möglich. 

Natürlich bleibt die Sorge beste-
hen, dass Teheran versuchen könnte, 
sich an den Inspektionen der Interna-
tionalen Atomenergie-Organisation 
(IAEO) „vorbeizuschleichen“ und 
heimlich hochwertiges Uran für 
Atomwaffen in den Anlagen von Na-
tanz und Fordo anzureichern. 

Auch das jedoch macht das neue 
Abkommen fast unmöglich. Der Ver-
einbarung zufolge werden die zwei 
Anreicherungsanlagen täglichen Ins-
pektionen der IAEO unterzogen. Eine 
solch hohe Frequenz von Inspektio-
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Neues Abkommen, altes Misstrauen

Ist den Interessen des 

Iran gedient, hält er sich 

an die Abmachungen

nen gab es noch nie im Iran. Natanz 
und Fordo werden in der nächsten 
Zeit wohl mehr Besucher verzeichnen 
als die meisten touristischen Ziele im 
Iran. Die ersten Inspekteure nahmen 
ihre Arbeit am 8. Dezember im 
Schwerwasserreaktor Arak auf.

Auch bleibt die Befürchtung, der 
Iran könnte in dieser Zeit einige Gas-
zentrifugen zu einer neuen geheimen 
Anreicherungsstätte bringen, um dort 
Waffen fertigen zu lassen. Das Ab-
kommen verhindert diese Möglichkeit 
ebenfalls: Teheran hat zugestimmt, 
der IAEO Zugang zu seinen Montage-
werken und Rotorkomponenten-Pro-
duktionsstätten für die Zentrifugen 
und zu den entsprechenden Lagern zu 
verschaffen. Dabei müssten diese Stät-
ten in den Verpflichtungen gegenüber 
der IAEO gar nicht deklariert werden. 
Mit dem Interimsabkommen geht Te-
heran also über bestehende Verpflich-
tungen zur Offenlegung von Produk-
tionsstätten der Gaszentrifugen noch 
hinaus. 

Der zweite mögliche Weg zu einer 
Atombombe führt über Plutonium. 
Derzeit lässt der Iran den IR40-Reak-
tor errichten, der nach seiner Fertig-
stellung Schwerwasser zur Energie-
herstellung nutzen wird. Der Rück-
stand könnte genutzt werden, um 
Plutonium für die Herstellung zu ge-
winnen. Aber auch das wird durch 
die Vereinbarung blockiert. Das Ab-
kommen verhindert in Übereinstim-
mung mit den Forderungen der Fran-
zosen jeglichen Fortschritt auf diesem 
Weg. Teheran hat zugestimmt, den 
Bau des IR40-Reaktors zu beenden. 
Weiter heißt es im Abkommen, dass 
der Iran einwilligt, „keine weiteren 
Reaktorkomponenten in Arak zu ins-
tallieren“. Zusätzlich wurde beschlos-

sen, dass der Iran „die Produktion des 
Treibstoffs für den Reaktor in Arak 
unterbrechen“ und den IR40-Reaktor 
nicht in Betrieb nehmen wird. 

Eine Frage des Vertrauens

Es bleibt natürlich die Frage des Ver-
trauens. Und Befürchtungen der isra-
elischen Regierung, dass die irani-
schen Unterhändler lügen und ihre 
Versprechen nicht einhalten könnten, 
sind nicht unrealistisch. Politiker 
lügen – das gilt im 
Übrigen auch für 
israelische Politi-
ker. Präsident Has-
san Rohani log, als 
er vor der UN-Voll-
versammlung behauptete, dass das ira-
nische Atomprogramm schon immer 
„rein friedlichen Zwecken“ gedient 
habe. Nach Einschätzung des US-Ge-
heimdiensts aber betrieb der Iran zwi-
schen 2003 und 2007 ein aktives mili-
tärisches Atomprogramm. Und des-
halb besteht weiterhin die Möglich-
keit, dass der Iran sich nicht an seine 
Versprechungen hält. Genauso gut 
muss sich der Iran fragen, ob der Wes-
ten die versprochenen Zugeständnisse 
liefert. 

Die Geschichte des postrevolutio-
nären Iran hat uns gezeigt, dass Tehe-
ran allein nach seinen Interessen ent-
scheidet, ob es sich an Abmachungen 
hält oder nicht. Sieht es seine Interes-
sen nicht bedient, dann sind Worte 
bedeutungslos. So wurde die türki-
sche Firma TAV 2004 mit dem Bau 
des Khomeini-Flughafens in Teheran 
beauftragt. Als sich in Übereinstim-
mung mit den Forderungen der Fran-
zosen die Beziehungen zur Türkei 
verschlechterten und, noch wichtiger, 
weil sich die Revolutionsgarden in 
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Würden Betrugsversuche 

bekannt, könnten 

neue Sanktionen folgen

ihren wirtschaftlichen Interessen be-
droht sahen, wurden die Türken kur-
zerhand – und vermutlich bis heute 
ohne finanzielle Kompensation – vor 
die Tür gesetzt. Ist den Interessen des 
Iran jedoch gedient, dann hält er sich 
getreu an Abmachungen, die andere 
wohl gebrochen hätten. Ein Beispiel 
wäre das Atomkraftwerk in Buschehr. 
Der russische Vertragspartner liegt 

bereits zwölf Jahre 
hinter dem Zeit-
plan und vier Mil-
liarden Dollar über 
dem vereinbarten 
Budget und verur-

sacht dem Iran damit zusätzliche 
24 Milliarden Dollar Opportunitäts-
kosten (man hatte sich erhofft, jähr-
lich zwei Milliarden Dollar Ölkosten 
durch Atomkraft zu sparen). Jedes 
andere Land hätte dem russischen 
Vertragspartner schon längst gekün-
digt. Aber die iranische Regierung be-
hält sie im Land, weil gute Arbeitsbe-
ziehungen mit der russischen Regie-
rung in ihrem Interesse liegen; selbst 
wenn das bedeutet, sich mit einem der 
wohl schlechtesten Verträge abfinden 
zu müssen.

Ein Vertrag im Interesse des Iran?

Mit der Genfer Vereinbarung verhält 
es sich ähnlich. Es ist unwahrschein-
lich, dass der Iran sich nicht daran 
hält, denn sobald Betrugsversuche be-
kannt würden, könnten weitere Wirt-
schaftssanktionen gegen Teheran ver-
hängt werden und das Regime in bis-
lang beispiellosem Maß bedrohen – 
aus einem einfachen Grund: Das 
iranische Regime kann ohne sein 
Atomprogramm leben, aber nicht 
ohne seine Wirtschaft. 

Mit der Genfer Vereinbarung ist es 
gelungen, die iranische Regierung zu 
bewegen, das zu tun, was die israeli-
sche Regierung möchte: die für den 
Bau einer Atomwaffe nötigen Aktivi-
täten für sechs Monate einzufrieren, 
während weitere Verhandlungen 
stattfinden. Von beiden Seiten, eben 
auch vom Iran, wird mehr erwartet – 
vor allem mehr Transparenz in allen 
seinen bislang heimlichen und ver-
dächtigen Aktivitäten. Dies wird ein 
wichtiger Teil eines finalen Abkom-
mens sein. 

Es ist falsch, diesen Vertrag einfach 
so abzutun wie Israels ehemaliger UN-
Botschafter Dore Gold. Kaum war er 
unterschrieben, da konstatierte er be-
reits: „Wir werden sehen, dass der 
Iran sich genau so verhält, wie er es in 
der Vergangenheit immer getan hat – 
er wird seine Verpflichtungen umge-
hen und diesen Vertrag verletzen.“ 

Man sollte immer davon ausgehen, 
dass Lügen zum politischen Alltag ge-
hören. Auch Israel „umgeht Verpflich-
tungen“, nicht zuletzt in seiner Sied-
lungspolitik. Die Frage ist doch, wie 
man Anreize setzen und welche 
glaubwürdigen „Strafen“ man andro-
hen kann, um die andere Seite zur 
Einhaltung ihrer Verpflichtungen zu 
bewegen. Diplomatie, Sanktionen und 
die Interimsvereinbarung von Genf 
könnten genau das leisten. 
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